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1. Allgemeines 



Das neue 
Bundeskinderschutzgesetz 

 

Bundesgesetzblatt 2011 Teil 1 Nr. 70  
vom 28. Dezember 2011 



Kindeswohl- 
gefährdung 

ist „…Eine gegenwärtig in einem solchen Maße 
vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren 
Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit 
ziemlicher Sicherheit voraussagen lässt…“ 
(BGH 1956)  
 
Gegenwärtige Bedrohung des Grundrechtes 
auf Leben, körperliche Unversehrtheit und 
freie Entfaltung der Persönlichkeit. 
 
Diese Bedrohung kann in der Zukunft zu einer 
erheblichen Schädigung führen. 
 
Diese Folge tritt mit ziemlicher Sicherheit ein. 



Anzeichen für 
Gefährdungen des 

Kindeswohls 

1. Vernachlässigung 

2.  Körperliche Misshandlung 

3.  Sexuelle Gewalt 

4. Häusliche Gewalt 

5. Psychische Misshandlung 

6. Ankündigung von Suizid 



 
 
 

2. Akteure im Kinderschutz 





Akteure im 
Kinderschutz 

● Lehrer/-innen / Kontaktlehrer/-
innen 

● Sozialpädagog/-innen 

● Erzieher/-innen 

● Trainer/-innen 

● Ehrenamtlich Tätige/Trainer/-
innen 

● Schulsozialarbeiter/-innen 

● Jugendsozialarbeiter/-innen 

● u.v.m. 

 



Zahl der jungen 
Menschen/ 

Schüler/-innen  
im LK MSE 

Schüler/-innen im LK 
MSE 

 an Grundschulen; Gesamtschulen; Regionale Schulen; 
Förderschulen; Gymnasien; Berufsschulen 

28.978 
 

dies entspricht 11,08 % 
von der Gesamtbevölkerung 

261.354  
 

(Stand  Juni 2015) 



Zahl der jungen 
Menschen/ 

Schüler/-innen  
im LK MSE 

 

Mitglieder insgesamt KSB 

MSE 

37.425  
in 332 Vereinen 

davon 

            15.716 Kinder 

/Jugendliche/junge 

Erwachsene bis 26 Jahre 

ca 40,5% 

 
(Stand April 2016) 



 
 
 
 
 
 

3. Vereinbarungen zum   
Kinderschutz im LK MSE 

 



Vereinbarungen zum Kinderschutz im LK MSE 

Gem. § 8a SGB VIII mit 
Leistungserbringern nach 
dem SGB VIII 

• Schulsozialarbeit 

• Hauptamtliche Trainer/-innen 

• Jugendsozialarbeiter/-innen 

Gem. § 4 Abs. 5 Schulgesetz 
M-V 

 

• Lehrkräfte 



Vereinbarung zwischen Jugendamt  
und Trägern der Jugendhilfe  
 

(kleine Vereinbarung) 
 

zur Wahrnehmung des Schutzauftrages  

gemäß § 8a Abs. 1 SGB VIII und § 72a SGB VIII  

 



  

    
 
 
 
  

Beim Kind/Jugendlichen wird folgende 
Gefährdungslage vermutet: 
  
   Vernachlässigung 
   Körperliche Misshandlung 
   Sexuelle Gewalt 
   Häusliche Gewalt 
   Trennung und Scheidung 
   Psychische Misshandlung 
 Kind/Jugendlicher kündigt Suizid an 
   Unverschuldetes Versagen der Eltern 
   Sonstiges: 
______________________________________
__________________ 



gemäß §§ 11 – 14 SGB VIII  



  
Anlage B: 

Meldebogen für 
den ASD 



1. Änderung  
der Vereinbarung 

– Dezember 2015 



Anlage G: 
Erreichbarkeit 

des ASD 



Bereitschafts-
dienst 

Allgemeiner Sozialpädagogischer 
Dienst des Jugendamtes im Landkreis 
Mecklenburgische Seenplatte 
     
Für außerordentlich dringende Fälle 
bzw. Notsituationen ist außerhalb der 
regulären Dienstzeiten und an den 
Wochenenden ein Bereitschaftsdienst 
über die Integrierte Regionalstelle 
(IRLS) Neubrandenburg  
Tel.: 0395 - 57087 8000 erreichbar. 
    



  

Zuständigkeiten des  
Allgemeinen Sozialpädagogischen 

Dienstes des Jugendamtes 



  
Zuständigkeitsbereiche Regionalstandort Neubrandenburg Stand: 18.04.2016

Allgemeiner Sozialpädagogischer Dienst des Jugendamtes im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Für außerordentlich dringende Fälle bzw. Notsituationen ist außerhalb der regulären Dienstzeiten und an den Wochenenden 

ein Bereitschaftsdienst über die Integrierte Leitstelle (ILS) MSE Tel.: 0395 57087 8000 erreichbar.

Ansprechpartner/in: Telefon

HSB Sozialraum Sozialraum Sozialraum

Herr Schürgut Nord Mitte/West Ost

Frau Pöhlitz 0395 57087 5084 Reitbahnweg

marion.poehlitz@lk-seenplatte.de

Vertreter/in:

Frau Thielke

Frau Triebel

Frau Thielke 0395 57087 5176 Reitbahnviertel

iris.thielke@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: Vogelviertel

Frau Pöhlitz

Frau Triebel

Frau Triebel 0395 57087 3175 Datzeberg

cordula.triebel@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: Monckeshof

Frau Pöhlitz Brauereiviertel

Frau Thielke

Frau Voß 0395 57087 5695 Südstadt, Lindenberg,

heike.voss@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: An der Landwehr

Frau Liening

Frau Kempfer

Frau Liening 0395 57087 5079 Ihlenfelder Vorstadt,  

heike.liening@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: Lindenberg, Landwehr,

Frau Voß Am Steeb,

Frau Kempfer Fünfeichen

Frau Kempfer 0395 57087 5195 Mitte, Katarienviertel

anne-kathrin.kempfer@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: Weitin, Broda,

Frau Voß Katharinenviertel

Frau Liening

Frau Schlicht 0395 57087 5705 Oststadt 

heike.schlicht@lk-seenplatte.de

Vertreter/in: Carlshöhe

Herr Senz

Frau Post 0395 57087 5750 Oststadt 

karsta.post@lk-seenplatte.de

Vertreterin: Küssow

Frau Görne

Frau Görne 0395 57087 5536 Oststadt 

monika.goerne@lk-seenplatte.de

Vertreterin Fritscheshof

Frau Post

Herr Senz 0395 57087 5696 Datzeberg Oststadt 

bennet.senz@lk-seenplatte.de

Vertreter

Frau Schlicht 

dirk.schuergut@lk-seenplatte.de

0395 57087 5350



„Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem Staatlichen Schulamt 
Neubrandenburg 
Und dem Jugendamt des Landkreises 
Mecklenburgische Seenplatte 

über die Zusammenarbeit von JH 
und Schule zum Umgang mit 
kindeswohlgefährdenden  
Situationen in Schulen des LK MSE“ 
vom 25.08.2014 



§ 4 Schulgesetz M-V 
„Grundsätze für die Verwirklichung  
des Auftrags der Schulen“ 

( 5 )  …Das Wohl der Schülerinnen und Schüler erfordert es, 
 jedem Anschein von Vernachlässigung, Misshandlung oder 
 anderer Gefährdungen des Kindeswohls nachzugehen. Die 
 Schule entscheidet rechtzeitig über die Einbeziehung des 
 Jugendamtes oder anderer zuständiger Stellen. Das 
 Verfahren und die Verantwortlichkeiten an der Schule 
 regelt die Schulleiterin oder der Schulleiter. 



 
 
 
 
 

4. Verpflichtendes 
Führungszeugnis  
§ 72a SGB VIII 

 



1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die 
Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und 
Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder 
vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat 
nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 
182 bis 184g, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 
des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem 
Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 
Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den 
betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 
Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
 

2)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch 
Vereinbarungen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die 
wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 

 

§ 72a SGB 
VIII  

Tätigkeitsaus-
schluss einschlägig 

vorbestrafter 
Personen 



3)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung 
keine neben- oder ehrenamtlich tätige 
Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 
1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in 
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet 
oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu 
sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
über die Tätigkeiten entscheiden, die von den 
in Satz 1 genannten Personen auf Grund von 
Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser 
Personen mit Kindern und Jugendlichen nur 
nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis 
nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden 
dürfen. 

§ 72a SGB 
VIII  

Tätigkeitsaus-
schluss einschlägig 

vorbestrafter 
Personen 



4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch 
Vereinbarungen mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 72a 
sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine 
neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen 
einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder 
einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten 
schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen 
auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts 
dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur 
nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach 
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

 

§ 72a SGB 
VIII  

Tätigkeitsaus-
schluss einschlägig 

vorbestrafter 
Personen 



Kindeswohl- 
gefährdung 

(5)  Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von 
den nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur 
den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis 
genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses 
und die Information erheben, ob die das Führungszeugnis 
betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 
Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese 
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, 
soweit dies zum Ausschluss der Personen von der 
Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das 
Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten 
sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind 
unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die 
Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder 
Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die 
Daten spätestens drei Monate nach der Beendigung einer 
solchen Tätigkeit zu löschen. 

§ 72a SGB 
VIII  

Tätigkeitsaus-
schluss einschlägig 

vorbestrafter 
Personen 



 Antragsverfahren durch den Betroffenen 
 nach § 30a BZRG, wenn der Betroffene eine Prüfung der 

persönlichen Eignung nach § 72a des SGB VIII nachzuweisen            
hat. 

 

• Vorlagepflicht bei: beruflicher oder ehrenamtlicher 
Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung 
Minderjähriger oder eine Tätigkeit benötigt wird, die in 
vergleichbarer Weise geeignet ist, Kontakt zu  

 Minderjährigen aufzunehmen.   
 
 
 
 

Jugendamt entscheidet über Eingrenzung des Personenkreises 
 

• Kriterien:  
 Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern und 

Jugendlichen - nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis 
 

Aushandlungsprozesse gestalten 
 

• erst ab 18/21 Jahren 
• ab gewisser Dauer der Tätigkeit 
• wichtig: regelmäßiges Thematisieren 

 

§ 72a SGB 
VIII  

Erweiterte 
Führungszeugnisse 

Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF) 



• Erteilung eines Führungszeugnisses ist 
grundsätzlich gebührenpflichtig. 
 

•  Gebühr: 13 Euro 
 

Das Bundesamt für Justiz kann 
ausnahmsweise, wenn dies bei einem 
besonderen Verwendungszweck 
geboten erscheint, von der Erhebung 
dieser Gebühr absehen. 
 

 

Gebührenbefreiung 
bei ehrenamtlicher 
Tätigkeit 





 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Handlungsleitfaden - Meldung  
bei einer akuten möglichen 

Kindeswohlgefährdung 
 
 



Handlungsleitfaden  - Meldung  bei 
einer möglichen 
Kindeswohlgefährdung: 
 
1) eigene Wahrnehmung bzw. Vermutung sofort mit 

dem Vereinsvorsitzenden kommunizieren (4-
Augen-Prinzip) 

2) gemeinsam das weitere Vorgehen abstimmen 
3) bei akuter Gefahr für das Kind oder den 

Jugendlichen unverzüglich (sofort) das 
Jugendamt kontaktieren 

  zunächst und unmittelbar  telefonisch 
4) danach unverzüglich den Meldebogen 

(Vereinbarung § 8a SGB VIII) ausfüllen und per 
Fax an das Jugendamt versenden 

5) Im Zweifel immer das Jugendamt kontaktieren  
 

Vorgehensweise 



 
 
 
 
 

6. VerbundNetzwerkKinderschutz 
im LK MSE – VNK  

 



Netzwerk-
partner/-innen  
     

(insbesondere 
 § 3 Abs. 2 KKG) 

Netzwerke 
Kinderschutz 

nach dem KKG 

I. 
Einrichtun-

gen und 
Dienste der 
öffentlichen 
Jugendhilfe 

II. 
Einrichtun-

gen und 
Dienste der  

freien 
Jugendhilfe 

III. 
gem. § 75 
III SGB XII 

gebundene 
Einrichtun-

gen und 
Dienste 

IV. 
Gesundheits-

ämter 

V. 
Sozial- 
ämter 

VI. 
Gemeinsame 
Servicestel-

len 

VII. 
Schulen 

VIII. 
Polizei und 
Ordnungs- 
behörden 

IX. 
Agenturen 
für Arbeit 

X. 
Kranken-
häuser 

XI. 
Sozialpädia-

trische 
Zentren 

XII. 
Frühförder-

stellen 

XIII. 
Beratungs-
stellen für 

soziale 
Problemlagen 

XIV. 
Schwanger-
schaftsbera-

tungen 

XV. 
Einrichtungen 
und Dienste 

zur 
Müttergene-

sung 

XVI. 
Einrichtungen 
und Dienste 
zum Schutz 

gegen Gewalt in 
engen sozialen 
Beziehungen 

XVII. 
Familienbil- 

dungsstätten 

XVIII. 
Familien-
gerichte 

XIX. 
Angehörige 

der 
Heilberufe 



Struktur der Netzwerke „Frühe Hilfen und 
Kinderschutz“ im LK MSE 

20. März 2013 
Verbund Netzwerk 

Kinderschutz  
Mecklenburgische Seenplatte 

 
Kreisstadt  

Neubranden-
burg 

 
Netzwerk 

„Frühe Hilfen 
und 

Kinderschutz“ 
 

26.02.2013 
 

 
Region 

Demmin 
 

 
Netzwerk 

„Frühe Hilfen 
und 

Kinderschutz“ 
 

01.07.2011 
 

 
Region 

Neustrelitz 
 
 

Netzwerk 
„Frühe Hilfen 

und 
Kinderschutz“ 

 
29.11.2012 

 

 
Region Waren 

 
 
 

Netzwerk 
„Frühe Hilfen 

und 
Kinderschutz“ 

 
07.03.2011 

 

Strategische Ebene 

Operative Ebene 



  

    

 

 
  

Brückenbauer im System/zu Personen

    

Wofür brauchen wir den VNK MSE? 

Multiplikatoren in die jeweilige Fachöffentlichkeit  

und Profession  



 
• Verständigung und Austausch zu den 

jeweiligen Aufgabenfeldern und rechtlichen 
Grundlagen 
 

• Gegenseitige Information über Leistungen, 
Möglichkeiten und Grenzen 

 

• Schnittstellen/Kontaktdaten  
 

• Organisation von Fachveranstaltungen 
 

• Entwicklung von Arbeitsgruppen  
 

• Wer bietet welche Angebote? 
 

• Öffentlichkeitsarbeit 
 

• u.v.m. 

Ausrichtung und 
Zielsetzung des 

Gremiums, Arbeitsauftrag 
und Arbeitsweise 



  

    
 
 
 
  

 
Internetpräsentation LK MSE 

http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de 

http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de/
http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de/
http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de/
http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de/
http://vnkinderschutz.lk-mecklenburgische-seenplatte.de/


 
 

7. Schlussfolgerungen und Beispiele 
für einen gelingenden Kinderschutz 

im Sportverein 
 



 
1)Regelmäßige Fort-und Weiterbildungen im 
Themenfeld „Kinderschutz“ für haupt-und 
ehrenamtliche Trainer  (1 x im Jahr) 

 

2)Weiterentwicklung eines verbindlichen Verfahrens 
zum Kinderschutz innerhalb des KSB MSE 

 

3)Vereinsvorsitzende hierbei stärken und unterstützen 
 

4)Nutzung von best-practice Beispielen anderer 
Sportverbünde 

 

5)Landessportbund MV sollte sich dem Kinderschutz 
mehr widmen 

 

6)KSB MSE - verbindliches Mitglied im 
"VerbundNetzwerkKinderschutz MSE" 

 

7) Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen KSB 
MSE und dem Jugendamt 

8) Kinderschutzerklärung /Verhaltenskodex 

Schluss-
folgerungen 



www.kinderschutz-
im-sport-berlin.de 





www.ssb-
leipzig.de/leistunge
n/vereinsberatung
/kinderschutz-im-
sportverein.html 



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

Raum für offene Fragen 


